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Der Markt der Pauschalrei-
sen hat sich seit dem Inter-
netboom stark geändert. 
Waren früher Pauschalreisen 
nur in gedruckten Prospek-
ten angeboten und konnten 
sie damals nur über klassi-
sche Reisebüros gebucht 
werden, so wird heute der 
größte Teil dieser Pauschal-
reisen übers Internet ver-
kauft. Über das Internet kön-

nen Verbraucher heute individuelle Pakete selbst zusammenstellen 
und das alles über eine einzige Webseite, auf der man Flug, Hotel 
und Mietwagen angeboten bekommt. Da die gültige EU-Richtlinie 
zu Pauschalreisen jedoch nur die gedruckten Prospekte umfasst, ist 
eine Überarbeitung dieser Richtlinie notwendig. 
EU-Verbraucherschutzkommissar John Dalli hat einer Neuau� age 
bereits zugestimmt. Die überarbeitete Version soll Haftungsfragen 
regeln, denn diese sind nach Reiseveranstalter, Fluggesellschaften 
und Reisebüros getrennt. Bei Airlinekonkursen gibt es außerdem 
noch keine gesonderten Rechte für die Verbraucher. Um gleiche 
Marktbedingungen für alle zu gestalten, ist eine Überarbeitung die-
ser Richtlinie also schon längst überfällig. 
Da es bis dahin noch ein langer, aber spannender Weg sein wird, ist 
für das Erreichen einer EU-Donaustrategie nun die aktive Unterstüt-
zung und Beteiligung aller Akteure notwendig.

Im Mai 2009 hat das Europäische Parlament das europäische Energieprogramm zur Konjunkturbelebung verabschiedet. Dadurch wur-
den insgesamt 3,98 Milliarden Euro für innovative Energieprojekte zur Verfügung gestellt. Davon sollen 2,3 Milliarden Euro in Gas- und 
Strominfrastrukturen investiert werden, 565 Millionen Euro in O� shore-Windenergieprojekte und 1,05 Milliarden Euro in Projekte für die 
Kohlensto� abscheidung und -speicherung.  Den ersten Teil dieser Finanzmittel für O� shore-Windenergie und Projekte zur Kohlensto� -
abscheidung und -speicherung hat die Kommission schon im Dezember 2009 bewilligt. Die Bewilligung des zweiten Teils, nämlich der 
Finanzmittel für Gas- und Strominfrastrukturen, folgte erst kürzlich Anfang März 2010. Mit ihrer Entscheidung will die EU-Kommission 
verhindern, dass solche wichtige Projekte wegen des derzeitigen Wirtschaftsklimas verschoben werden. Außerdem ist die Investitions-
entscheidung auch eine Lehre aus der jüngsten Gaskrise. Konkret hat sich die EU-Kommission dafür entschieden, 910 Millionen Euro für 
12 Stromverbundprojekte und 1,39 Milliarden Euro für 31 Gasleistungsvorhaben bereitzustellen. Da alle Projekte zu 50 % ko� nanziert 
werden, werden dadurch bis zu 22 Milliarden Euro aus dem privaten Sektor mobilisiert. 
Unter den ausgewählten Projekten sind auch Großprojekte, an denen Deutschland beteiligt ist, wie z. B. der Bau der Gaspipeline Nabuc-
co und die Stromverbindung zwischen Halle/Saale und Schweinfurt. Außerdem unterstützt die EU sogenannte „Reverse-Flow-Projekte“, 
die es erlauben, Gas auch in die umgekehrte Richtung � ießen zu lassen. Alle ausgewählten Projekte entsprechen den energiepoliti-
schen Prioritäten der EU, nämlich dem Ausbau der Verbundnetze, einer besseren Anbindung von Randgebieten wie der drei baltischen 
Staaten, Irlands und Maltas, und einer größeren Versorgungssicherheit. Energiekommissar Günther Oettinger zeigt sich zufrieden, da 
diese Projekte helfen werden, ein „besser integriertes Energieversorgungsnetz in Europa aufzubauen.“ Dr. Ulmer bekräftigt diese Mei-
nung und freut sich, dass dadurch nicht nur neue Impulse für die Wirtschaft gesetzt werden, sondern damit auch die Energieversorgung 
für die Bürger nachhaltig verbessert wird. 

EU-Richtlinie zu Pauschalreisen wird überarbeitet

EU verteilt 3,98 Milliarden Euro Fördermittel für bessere Energieinfrastrukturen in Europa
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Der Vorschlag der sogenannten 
„Stoiber-Gruppe“, welche sich um 
Bürokratieabbau innerhalb der 
europäischen Verwaltungsorgane 
kümmert, wurde vom Europäi-
schen Parlament angenommen. 
Entsprechend der geänderten EU-
Richtlinie gibt es künftig weniger 
Bürokratie für Kleinstbetriebe in 
der EU, indem sie künftig von der 
Verp� ichtung zu Jahresabschlüs-
sen ausgenommen werden. Eine 
normale Buchführung über Ein- und Ausgaben wird aus steu-
erlichen Gründen jedoch weiterhin notwendig sein. Als Kleinstbe-
triebe gelten alle diejenigen Betriebe, die neben einer Höchstzahl 
von 10 Beschäftigten nicht mehr als eine Million Euro Jahresumsatz 
oder 500.000 Euro Bilanzsumme haben. Dies kommt vor allem klei-
nen Betrieben vor Ort, wie z. B. dem Handwerker, Bäcker oder IT-
Dienstleister zugute. 
Dr. Thomas Ulmer MdEP erklärt, dass gerade der Mittelstand Arbeits-
plätze scha� e, die Jugendlichen ausbilde und ein Innovationsmotor 
in Deutschland sei. Für die Tausenden von klein- und mittelständi-
schen Betriebe wird diese Richtlinienänderung somit eine spürbare 
Entlastung mit sich bringen. Denn anders als bei einem großen DAX-
Unternehmen fällt der Aufwand für einen Jahresabschluss in einem 
Kleinstbetrieb stark ins Gewicht. Mit der Verabschiedung der geän-
derten Richtlinie macht das Europaparlament somit maßgeblich 
den Weg frei für Bürokratieabbau in der EU. Da die 27 Mitgliedstaa-
ten individuell entscheiden können, ob sie von dieser Ausnahme 
Gebrauch machen, liegt der Bürokratieabbau bei Kleinstbetrieben 
nun in dem Ermessen der einzelnen Länder. „Da der Mittelstand in 
Deutschland die tragende Säule der Wirtschaft ist, bin ich mir ziem-
lich sicher, dass die Bundesregierung in Deutschland diese Chance 
nutzen wird“, beurteilt Dr. Thomas Ulmer die Lage.

Wichtige Kernbestandteile der Wettbewerbsfähigkeit werden in 
der neuen Wirtschaftsstrategie der EU-Kommission „EU 2020“ au-
ßen vorgelassen. Zehnjahrespläne, die es sonst nur noch in kom-
munistischen Ländern wie Kuba und Nordkorea gibt und darüber 
hinaus auch noch einseitig gewichtet sind, sind eindeutig nicht der 
richtige Weg für einen Wirtschaftsaufschwung in der EU. Der nord-
badische Europaabgeordnete Dr. Ulmer bekräftigt, dass Industrie, 
Handwerk und Dienstleistungen nicht vernachlässigt werden dür-
fen. Vielmehr fordert er, dass die Wettbewerbsfähigkeit der EU sich 
nicht auf vermeintliche Zukunftstechnologien stützen sollte: „Es ist 
sicher, dass Industrie und Handwerk auch in Zukunft für den Groß-
teil der Arbeitsplätze verantwortlich sein werden.“

Europaparlament entlastet Kleinbetriebe durch Bürokratieabbau

Wirtschaftsstrategie der EU-Kommission „EU 2020“ lässt in 
manchen Bereichen zu wünschen übrig


